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Ein Sozialist wird neuer Präsident Perus 
 

Drohen unter Pedro Castillo radikale Reformen und die Aushebelung der 
Demokratie? 

Dr. Robert Helbig 

Über sechs Wochen nach der Stichwahl in Peru wurde der Sozialist Pedro Castillo der Partei 
„Perú Libre“, die sich selbst als leninistisch-marxistischen bezeichnet, als neuer Präsident 
ausgerufen. Er setzte sich mit 44.263 Stimmen Vorsprung (0,252 Prozent) gegen seine 
konservative Konkurrentin Keiko Fujimori durch. Wie stark der neue Präsident seine radikale 
Reformagenda angesichts einer fehlenden Mehrheit im Kongress tatsächlich durchzusetzen 
vermag, bleibt abzuwarten. Die Szenarien reichen von der Aushebelung der demokratischen 
Institutionen, der Fortführung der institutionellen Krise bis hin zur politischen Mäßigung des 
Präsidenten. 
 
 
Lange Unklarheit im Nachgang der Stichwahl 
 
Die Stichwahl um das Präsidentschaftsamt in Peru am 6. Juni 2021 ist mit ca. 0,25 Prozent 
Unterschied der Wählerstimmen so knapp ausgefallen, dass das Nationale Wahlgericht 43 
Tage brauchte, um das Ergebnis und die Rechtmäßigkeit der Wahl endgültig zu bestätigen. 
 
Nachdem die konservative Kandidatin Keiko Fujimori in der Wahlnacht zunächst vorne lag, 
holte ihr sozialistischer Konkurrent Pedro Castillo nach Auszählung der Stimmen auf dem 
Land auf. Zwar erklärte sich Castillo schon in der Woche nach der Wahl zum Präsidenten 
und erhielt Glückwünsche von seinen sozialistischen Mitstreitern aus weiten Teilen 
Lateinamerikas. Doch Fujimori zweifelte die Rechtmäßigkeit der Auszählung unter dem 
Vorwurf systematischer Manipulation an und stellte damit über 200.000 Stimmen in Frage. 
 
Grundlage waren Unregelmäßigkeiten wie gefälschte Unterschriften von Wahlhelfern sowie 
statistisch fragwürdig hohe Stimmabgaben für Castillo in bestimmen Distrikten. Der 
Überprüfungsprozess wurde schließlich durch die Partei Fujimoris selbst verzögert, die die 
zu überprüfenden Akten der Wahlergebnisse nicht fristgerecht beim Wahlgericht eingereicht 
hatte. Zudem gab es Anschuldigungen, dass das Wahlgericht selbst parteiisch auf der Seite 
des Sozialisten agiere, in Folge dessen ein konservativer Richter aus Frust seinen Rücktritt 
erklärte und nachbesetzt werden musste. In weiten Teilen der Bevölkerung haben die 
Wahlbehörden durch die lange Verzögerung der Bekanntgabe des neuen Präsidenten an 
Vertrauen verloren. Auf den Straßen der Innenstadt Limas kam es zu Protestmärschen von 
Anhängern beider Lager. 
 
Nach dem sechswöchigen institutionellen Chaos hat das Wahlgericht alle Beschwerden 
geprüft und entschieden: die Wahl war rechtmäßig und Pedro Castillo wird das 
Präsidentenamt übernehmen. Zwar erkennt Fujimori die Entscheidung der Wahlbehörde an, 
jedoch sprechen sie und ihre Anhänger weiterhin von Wahlbetrug. 
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Der Überraschungssieger und seine radikale Agenda 
 
Der Sieg des Dorflehrers Pedro Castillo kam trotz des guten Abschneidens in der ersten 
Runde der Präsidentschaftswahlen überraschend, denn in Peru wird traditionell konservativ 
gewählt. Der Erfolg des Sozialisten kann auf drei wesentliche Gründe zurückgeführt werden. 
Erstens, die Frustration der Wählerschaft gegenüber Vertretern des Establishments, die in 
den Augen vieler Peruaner eher ihre Eigeninteressen als die ihres Volkes vertreten. Die 
Enttäuschung verstärkte sich durch die politische Krise der letzten Jahre sowie das bislang 
desaströse Management der Corona-Krise. Zweitens kann das Wahlergebnis als Wunsch 
weiter Teile der Bevölkerung nach grundlegenden Reformen des Wirtschaftssystems 
interpretiert werden. Auch hier hatten die schweren Auswirkungen der Pandemie einen 
entscheidenden Einfluss: neben dem Einbruch der Wirtschaft um elf Prozent im Jahr 2020, 
stiegen die Preise für Miete, Wasser, Strom, Öl und Gas um durchschnittlich sieben Prozent 
in den letzten zwölf Monaten. Damit wurde insbesondere die arme Bevölkerung des Landes 
belastet. Drittens haben sich trotz Zweifel an Castillo viele Wähler nicht dafür mobilisieren 
lassen, für die umstrittene Kandidatin Fujimori zu stimmen. Gründe hierfür sind 
hauptsächlich ihre autoritäre Familiengeschichte und ihre Verwicklung in 
Korruptionsskandale. 
 
Castillo hat im Wahlkampf mit einer radikalen Veränderung des Wirtschaftssystems 
geworben. Er kündigt an, die Verfassung zu ersetzen, um Bodenschätze und Privateigentum 
zu verstaatlichen sowie internationale Handelsabkommen außer Kraft zu setzen. Das 
Verfassungsgericht solle abgeschafft und die Pressfreiheit eingeschränkt werden.0F

1 
 
Diese Politikvorhaben sind maßgeblich durch seinen Parteichef Vladimir Cerrón geprägt. Der 
in Kuba ausgebildete Mediziner orientiert sich am Vorbild Venezuelas und hat seine 
sozialistischen Bestrebungen schon während des linksgerichteten internationalen 
Parteientreffens „São Paulo Forum“ in Havana im Jahr 2018 angekündigt: „Fidel [Castro] hat 
uns gelehrt, dass für eine Utopie zu kämpfen auch bedeutet, sie zu errichten“.1F

2 2019 wurde 
der ehemalige Gouverneur der Region Junín wegen Korruption zu vier Jahren und acht 
Monaten Freiheitsstrafe auf Bewährung verurteilt, wurde aber frühzeitig entlassen.2F

3 Auch 
die aktuelle Kampagne seiner Partei soll durch kriminelle Gruppen finanziert worden sein, 
z.B. durch ein Netzwerk von staatlichen Mitarbeitern regionaler Behörden, das 
Verwaltungsposten sowie offizielle Dokumente (z.B. Führerscheine) verkauft haben soll.3F

4 
Diese Vorwürfe, die gerade von der Staatsanwaltschaft untersucht werden, werden auch 
den neuen Präsidenten begleiten. 
 
Drei Szenarien für die neue Regierung unter Castillo 
 
Damit Castillo seine angekündigten Reformen tatsächlich umsetzen kann, bedarf es einer 
Verfassungsänderung. Dafür ist laut Artikel 206 der peruanischen Verfassung aber die 
Zustimmung des Kongresses notwendig.4F

5 Im konservativ dominierten Kongress ist seine 
marxistisch-leninistisch orientierte Partei „Perú Libre“ mit 37 der 130 Sitze jedoch weit von 

                                                   
1 Eine genauere Beschreibung der Reformagenda findet sich im Länderbericht vom 7. Juni 2021, 
https://www.kas.de/de/laenderberichte/detail/-/content/spannendes-kopf-an-kopf-rennen-bei-den-stichwahlen-um-
die-praesidentschaft-in-peru (abgerufen am 19. Juli 2021). 
2 https://diariocorreo.pe/politica/vladimir-cerron-foro-de-sao-paulo-fidel-castro-es-un-ejemplo-vivo-en-nuestra-
sociedad-peru-libre-pedro-castillo-video-noticia/ (abgerufen am19. Juli 2021). 
3 Das Urteil gegen Cerrón wurde jedoch am 9. Juni aufgehoben. Gegen diese Entscheidung soll Berufung eingelegt 
werden. https://andina.pe/agencia/noticia-poder-judicial-presentara-recurso-apelacion-caso-cerron-848703.aspx 
(abgerufen am 19. Juli 2021). 
4 https://gestion.pe/peru/fiscalia-de-junin-revela-que-los-dinamicos-del-centro-habrian-financiado-campana-de-peru-
libre-nndc-noticia/ (abgerufen am 19. Juli 2021). 
5 Jede Verfassungsreform muss vom Kongress mit der absoluten Mehrheit der gesetzlichen Anzahl seiner Mitglieder 
gebilligt und per Referendum ratifiziert werden. Das Referendum kann entfallen, wenn die Zustimmung des 
Kongresses in zwei aufeinanderfolgenden Jahren mit jeweils mehr als zwei Dritteln der Abgeordneten erreicht wird. 

https://www.kas.de/de/laenderberichte/detail/-/content/spannendes-kopf-an-kopf-rennen-bei-den-stichwahlen-um-die-praesidentschaft-in-peru
https://www.kas.de/de/laenderberichte/detail/-/content/spannendes-kopf-an-kopf-rennen-bei-den-stichwahlen-um-die-praesidentschaft-in-peru
https://diariocorreo.pe/politica/vladimir-cerron-foro-de-sao-paulo-fidel-castro-es-un-ejemplo-vivo-en-nuestra-sociedad-peru-libre-pedro-castillo-video-noticia/
https://diariocorreo.pe/politica/vladimir-cerron-foro-de-sao-paulo-fidel-castro-es-un-ejemplo-vivo-en-nuestra-sociedad-peru-libre-pedro-castillo-video-noticia/
https://andina.pe/agencia/noticia-poder-judicial-presentara-recurso-apelacion-caso-cerron-848703.aspx
https://gestion.pe/peru/fiscalia-de-junin-revela-que-los-dinamicos-del-centro-habrian-financiado-campana-de-peru-libre-nndc-noticia/
https://gestion.pe/peru/fiscalia-de-junin-revela-que-los-dinamicos-del-centro-habrian-financiado-campana-de-peru-libre-nndc-noticia/
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einer Mehrheit entfernt, auch wenn eine Koalition mit der Partei „Juntos por el Perú“ mit 
weiteren fünf Sitzen möglich erscheint. 
 
Auf dieser Basis ergeben sich drei mögliche Szenarien: 
 

1. Castillo umgeht den Kongress und initiiert eigenmächtig entgegen der Verfassung 
eine Volksabstimmung.  

2. Castillo versucht im Rahmen der rechtlichen Bestimmungen die Verfassung zu 
ändern. Da er aber nicht über die notwendigen Stimmen im Kongress verfügt, wäre 
eine Konfrontation mit der Legislative vorprogrammiert.  

3. Castillo gibt seine radikale Agenda auf und arrangiert sich mit dem Kongress, um 
gemäßigtere Reformen durchzusetzen. 

 
Szenario 1 („das Extrem“): Aushebelung der demokratischen 
Institutionen 
 
Castillos Parteichef Cerrón hat schon vor der Wahl klargestellt, dass die Regierung keine 
Zustimmung vom Kongress benötigen würde, um eine Volksabstimmung für eine neue 
Verfassung einzuberufen.5F

6 Statt durch die Zustimmung des Kongresses, soll die Legitimität 
einer neuen verfassungsgebenden Versammlung direkt durch einen Volksentscheid 
hergestellt werden. Um diesen einzuberufen, hat die Partei des neuen Präsidenten bereits 
angekündigt, im großen Maße Unterschriften zu sammeln. Dieser Prozess widerspricht dem 
Wortlaut des Artikels 206, der die Voraussetzungen für die Einberufung einer neuen 
verfassungsgebenden Versammlung eindeutig an die Zustimmung des Kongresses knüpft, 
anstatt an einen Volksentscheid oder eine Volksinitiative.6F

7 
 
Aber selbst wenn der Kongress umgangen werden würde, gäbe es weitere „Checks and 
Balances“: Volksentscheide werden von den Wahlbehörden organisiert, deren Leitungen von 
der Judikative bestimmt wird und die sich Castillos Vorhaben entgegenstellen könnten; das 
sich bisher zurückhaltende Militär könnte eingreifen; das Volk könnte sich zu Protesten 
gegen die Vorhaben des Präsidenten formieren und schlussendlich müsste das Volk einem 
möglichen Volksentscheid natürlich auch zustimmen. 
 
Wenn es Castillo gegen allen Zweifel gelingen sollte, eine neue verfassungsgebende 
Versammlung einzuberufen, dann hätte dies schwere Folgen für internationale Investoren, 
insbesondere im Bergbausektor: bestehende Verträge könnten aufgelöst und Eigentum 
enteignet werden; erhöhte Abgaben, Lohnkosten und Anschaffungskosten für Technologien 
könnten die Wirtschaftlichkeit des für Peru wichtigen Wirtschaftssektors in Frage stellen. 
Mittelfristig würde das Land dann an strategischem Wert für westliche Investoren verlieren. 
Hier liegt auch ein Einfallstor für eine verstärkte strategische Partnerschaft Perus mit China. 
 
Szenario 2 („business as usual“): Konfrontation zwischen Exekutive 
und Legislative 
 
In diesem Szenario würde Castillo die Verfassungsordnung zwar einhalten, dem Kongress 
bezüglich der verweigerten Zustimmung zur Verfassungsänderung aber die Vertrauensfrage 
stellen und so Neuwahlen provozieren. Laut Artikel 134 der Verfassung darf der Präsident 
den Kongress auflösen, wenn dieser sich zweimal weigert, dem Kabinett das Vertrauen 

                                                   
6 https://twitter.com/VLADIMIR_CERRON/status/1389728839035654144 (abgerufen am 19. Juli 2021). 
7 Cerrón und Castillo stützen sich auf die Artikel 31 und 32 der peruanischen Verfassung. Artikel 31 garantiert das 
allgemeine Teilnahmerecht der Bürger an politischen und öffentlichen Prozessen durch das Stimmrecht und das Recht, 
Amtsenthebungsverfahren gegen Funktionäre einzuleiten (usw.). Artikel 32 enthält die besonderen Voraussetzungen 
und legitimen Gründe für eine Volksabstimmung. Danach dürfen zwar Gesetze durch Volksabstimmungen geändert 
werden, aber nicht internationale Verträge, die durch die Verfassung garantierten Grundrechte und die Verfassung 
selbst, es sei denn die Voraussetzungen von Artikel 206 sind erfüllt. 
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auszusprechen. Verfassungsrechtlich kann Castillo die notwendige Zustimmung des 
Kongresses für eine mögliche Verfassungsänderung zwar nicht umgehen. Jedoch könnte er 
das Zeitfenster bis zur Neuwahl nutzen, um wie im ersten Szenario beschrieben, einen 
Volksentscheid durchzuführen oder direkt eine verfassungsgebende Versammlung 
einzuberufen. 
 
Diesem Schritt könnte der Kongress zuvorkommen, indem er mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit 
ein Amtsenthebungsverfahren gegen den Präsidenten einleitet, um die wohl gemäßigtere 
Vizepräsidentin Dina Boluarte als Staatsoberhaupt einzusetzen (obwohl diese sich auch für 
eine neue Verfassung ausgesprochen hat).  
 
Dies würde für das Land eine weitere Phase der Konfrontation zwischen Exekutive und 
Legislative bedeuten, allerdings im Rahmen der gültigen (gleichwohl in dieser Hinsicht 
mehrmals als dysfunktional angeprangerten) Verfassungsordnung. Somit würde die 
Instabilität der politischen Institutionen, die das Land seit 2016 prägt, fortgeführt werden. 
Der Bergbau- und Geschäftssektor würden auf Autopilot weiterlaufen; Investoren wären 
jedoch weiterhin zurückhaltend. 
 
Szenario 3 („die realpolitische Lösung“): Mäßigung des neuen 
Präsidenten 
 
Es bestünde auch die Möglichkeit, dass sich Castillo von Vladimir Cerrón und seiner Partei 
distanziert und sich stattdessen der gemäßigteren Linkspartei „Juntos por el Perú“ und dem 
linken Flügel anderer Parteien im Kongress (wie „Accion Popular“, „Podemos Perú“ und 
„Somos Perú“) annähert. Auf diese Art könnten auf demokratischen Wegen und im Rahmen 
der aktuellen Verfassung Reformen im Bereich Gesundheit und Bildung, die sogar 
gemäßigte politische Akteure als unerlässlich erachten, durchgeführt werden. Castillo würde 
allerdings weiterhin auf erhöhte Steuersätze für die Ober- und Mittelschicht, sowie auf einer 
Überregulierung der Märkte und internationalen Investitionen beharren. 
 
Dieses Szenario wäre mit der Regierung von Ex-Präsident Ollanta Humala (2011-2016) zu 
vergleichen, der in der vorletzten Präsidentenwahl den Sieg erreichte, indem er von seinem 
radikalen Diskurs abwich und sich zu einem demokratischen Kompromiss verpflichtete. 
Unter Humala wurde der staatliche Apparat und die damit verbundene Bürokratie 
aufgebläht; dennoch wuchs die peruanische Wirtschaft durchschnittlich um fünf Prozent 
jährlich. 
 
Einschätzung 
 
Castillo eilt sein radikaler Ruf voraus, jedoch ist er politisch ein relativ unbeschriebenes Blatt. 
Es ist daher nicht abzusehen, ob und wie er seine radikalen Reformvorhaben tatsächlich in 
die Tat umsetzen wird. Von den drei geschilderten Szenarien ist das zweite („Konfrontation 
zwischen Exekutive und Legislative“) am wahrscheinlichsten, weil das Volk eine wie im ersten 
Szenario beschriebene Aushebelung der demokratischen Ordnung kaum zulassen würde, 
Castillo aber auch kaum Indizien für eine wie im dritten Szenario beschriebene Mäßigung 
gezeigt hat. 
 
Ein wesentlicher Faktor der Ausrichtung Castillos ist seine Beziehung zu Vladimir Cerrón. 
Zwar ist Cerróns Rolle in der neuen Regierung weiterhin unklar, er wird aber als enger 
Berater Castillos starken Einfluss auf den designierten Präsidenten haben. Außerdem ist 
Castillo auf die Stimmen der Kongressabgeordneten von „Perú Libre“ angewiesen, deren 
Loyalität sich Cerrón zum großen Teil sicher sein kann. Andererseits hat Castillo auch 
gemäßigtere Kräfte in seinen Beraterkreis aufgenommen. So hat sich sein 
wirtschaftspolitischer Chefberater, Pedro Francke, mehrmals für den Erhalt des 
Wirtschaftssystems Perus ausgesprochen. Es bleibt abzuwarten, ob sich Castillo dieser 
Forderung anschließt. 
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Selbst wenn Castillo demokratische Institutionen wie Wahlbehörden, Gerichte und den 
Presserat unterwandern würde, um den Einfluss der linken Kräfte dauerhaft im 
Staatssystem zu zementieren, ist es unwahrscheinlich, dass Peru das gleiche Schicksal wie 
Venezuela oder Kuba widerfährt. So kann Castillo durch die Verstaatlichung des 
Bergbausektors mittelfristig wesentlich weniger Macht an sich binden, als dies etwa mit der 
Verstaatlichung des ungleich größeren Ölsektors in Venezuela und des Zuckerrohrsektors in 
Kuba möglich war.7F

8 Denn für einen radikalen und dauerhaften Wandel des bestehenden 
Wirtschaftssystems bedarf es neben ideologischen Anhängern und politischem Kalkül auch 
langanhaltend hohen Geldflüssen, um wichtige Akteure wie die Sicherheitsbehörden durch 
Anreize – etwa lukrative Posten und finanzielle Vorteile – an sich zu binden. 
 
Zudem ist nicht klar, wie die Sicherheitsbehörden auf eine mögliche Aushebelung der 
demokratischen Institutionen reagieren würden. Das Militär hält traditionell Abstand zu 
politischen Belangen. Nach Experteneinschätzungen positionieren sich die Polizei und der 
Geheimdienst intern jedoch dezidiert gegen die radikalen Vorhaben Castillos. Sie seien unter 
Umständen bereit, gegen Verfassungsverletzungen zu intervenieren. In diesem Szenario 
könnte ein Polizeistreik zu Chaos auf den Straßen der Städte führen, der das Militär nötigt, 
einzugreifen und den Präsidenten zwingt, die Verantwortung zu übernehmen und 
schließlich zurückzutreten. Ähnliche Ereignisse konnten in den Nachbarstaaten Ecuador im 
Jahr 2010 und Bolivien im Jahr 2019, als Reaktion gegen Rafael Correa und Evo Morales, 
beobachtet werden. 
 
Auch wenn Peru wahrscheinlich nicht vor einem radikalen Umbruch des gesamten 
politischen und ökonomischen Systems steht, ist zu erwarten, dass die peruanische 
Wirtschaftsleistung, die Landeswährung sowie Unternehmenswerte weiter an Wert verlieren 
werden. Wie hoch der Verlust ausfällt wird je nach Szenario unterschiedlich sein. Nach 
Experteneinschätzungen wäre die Einberufung einer neuen verfassungsgebenden 
Versammlung, wie sie im ersten Szenario beschrieben wird, besonders schmerzhaft, da die 
Wirtschaft aufgrund der Unsicherheit im Vergleich zu den anderen Szenarien bis 2026 
jährlich bis zu zehn Prozent des Bruttoinlandsproduktes einbüßen würde. Folglich würden 
auch mehr Peruaner unter die Armutsgrenze fallen.8F

9 
 
Fazit 
 
Die Wahl Castillos war ein Ausdruck des Frusts großer Teile der Bevölkerung gegenüber der 
politischen Klasse und des wirtschaftlichen Systems. Ob die Wahl des Sozialisten zu einer 
Verbesserung des politischen Systems sowie der Lebensverhältnisse der Peruaner führen 
wird, ist fraglich. Wie der neue Präsident seine radikalen Reformen umzusetzen vermag, 
bleibt auch unklar. Je nach Szenario werden die Demokratie und Wirtschaft mehr oder 
weniger darunter leiden. Eine aufgeheizte politische Stimmung im Kongress und auf den 
Straßen ist zumindest vorprogrammiert. 

                                                   
8 Ein Vergleich zeigt, dass der Anteil des venezolanischen Erdölsektors zur Zeit der Amtsübernehme von Hugo Chavez 
im Jahr 1999 etwa ein Drittel des venezolanischen BIPs betrug 
(https://heinonline.org/HOL/LandingPage?handle=hein.journals/energy20&div=25&id=&page, abgerufen am 19. Juli 
2021). Im Falle von Kuba betrug der Anteil des Zuckerrohrsektors zur Zeit der Amtsübernahme von Fidel Castro im Jahr 
1958 auch etwa 30 Prozent der kubanischen Wirtschaft (https://foresightcuba.com/la-industria-azucarera-cubana/, 
abgerufen am 19. Juli 2021).  In Peru hingegen erbringt der Bergbausektor weniger als zehn Prozent der 
Wirtschaftsleistung, wenn auch der prozentuale Anteil der Exporte wesentlich höher ist 
(https://www.bcrp.gob.pe/docs/Publicaciones/Notas-Estudios/2021/nota-de-estudios-21-2021.pdf, abgerufen am 19. 
Juli 2021). 
9 Martín Tanaka und José Carlos Saavedra, SAE Report. "Procesos políticos en América Latina y lecciones para el Perú", 
SAE Especial Briefing 27. Mai 2021. 

https://heinonline.org/HOL/LandingPage?handle=hein.journals/energy20&div=25&id=&page
about:blank
https://www.bcrp.gob.pe/docs/Publicaciones/Notas-Estudios/2021/nota-de-estudios-21-2021.pdf
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